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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

ein sehr erfolgreiches Jahr liegt hinter uns. 
Wir konnten uns in der deutschen Netz-
landschaft etablieren und viele Verbindun-
gen kn¿pfen. Dies ist notwendig, um auf 
Dauer einen wirtschaftlichen Erfolg f¿r die 
Mitglieder der GGM zu sichern.  

Wir haben Projekte abgearbeitet, neue 
begonnen und neue in Vorbereitung. So 
ist GEDIMA erfolgreich beendet, KHK 
ProMa lªuft sehr gut, unsere beiden GroÇ-
veranstaltungen waren ein voller Erfolg.  

In diesem Jahr haben wir bereits mehrere 
Projekte in der Pipeline: 

Ende Mai beginnt die Studie 
ĂExsikkoseñ 

27.06.2012 Impftag im Rahmen unse-
rer Impfkampagne mit der Impfwo-
che vom 2. bis 6. Juli 2012 

Ab September Studie Ădie schwache 
Blaseñ zusammen mit den nieder-

Die  Genossenschaft  hat sich etabliert  

Neue Projekte f¿r unsere Zukunft 

gelassenen Gynªkologen und 
Urologen 

Ab Mai voraussichtlich erste Pilotstu-
die ĂGesundheitsregion der Zu-
kunftñ 

In Aussicht (aber mit groÇem Frage-
zeichen):  Depressionsvertrag mit 
BEK-GEK und proNeuro Kurpfalz 

Die Gewinne, die die Praxen, die an unse-
ren Projekten teilnehmen, generieren 
konnten, kºnnen sich sehen lassen. Ins-
besondere die Rabattvertrªge mit unseren 
beiden GroÇhªndlern bringen einen an-

sehnlichen Gewinn. Leider lªuft medme-
dias nur schleppend. Hier kºnnten bis zu 
300 ú pro Quartal Aufwandsentschªdi-
gung (und damit rechtssicher, da nicht 
abhªngig von der Verordnung) erwirt-
schaftet werden. 

Zur Zeit haben wir 148 Mitglieder. Es wªre 
schºn, wenn die oder der eine oder ande-
re Kollegin/Kollege noch hinzu kªme. Ma-
chen Sie Werbung! Als Prªmie verg¿ten 
wir den Halbjahresbetrag. 

Ihr 

Werner Besier 

Das Organ der Genossenschaften 

> GGM Gesundheitsprojekt Mannheim e.G.  

> Proneuro Kurpfalz e.G. 

> Dialog e.G. 
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GGM wird unterst¿tzt von: 
 

Berufsverband der Deutschen Radiologen (BDR) eV, Landesverband Baden-
W¿rttemberg. 
 
 

Sektoren¿bergreifende Zusammenarbeit 

In den vergangenen Jahren sind die 
gesetzlichen Mºglichkeiten der Zu-
sammenarbeit zwischen Krankenhªu-
sern und niedergelassenen  rzten 
vor dem Hintergrund einer  Stªrkung 
der sektoren¿bergreifenden Patien-
tenversorgung erweitert worden. Sei-
tens der Kammer bzw. der Berufsord-
nung gab es immer wieder Diskussio-
nen um die Themen der sog. 
ĂKopfprªmienñ oder ĂZuweisung ge-
gen Entgeltñ. Die Berufsordnung ent-
hªlt ein explizites Verbot der uner-
laubten Zuweisung von Patienten 
gegen Entgelt. Die Berufsordnung 
wird sich Ăzwangslªufigñ dem Versor-
gungsstrukturgesetz anpassen m¿s-
sen. 

Ambulante Operationen und sonsti-
ge stationsersetzende Eingriffe kºn-
nen gemªÇ Ä 115a und Ä 115b SGB 
V k¿nftig auch auf Grundlage von 
Vertrªgen zwischen Krankenhªusern 
und niedergelassenen Vertragsªrzten 
ambulant im Krankenhaus oder in der 
Arztpraxis erbracht werden. Noch im 
Mªrz 2011 hat das Bundessozialge-
richt entschieden, dass ambulante 
Operationen nach Ä 115b nur durch 
Klinikoperateure oder durch Beleg-
ªrzte, jeweils in Verbindung mit ei-
nem Anªsthesisten des Krankenhau-
ses, erfolgen d¿rften. 

Vertragsªrzte ohne Belegarztstatus 
durften dem BSG zufolge ihre Patien-
ten nicht in der Klinik operieren, Kran-
kenhªuser solche  rzte nicht zur 

Durchf¿hrung ambulanter Operatio-
nen einsetzen. Dies ªndert das GKV-
VStG Versorgungsstrukturgesetz). 
Wird ein niedergelassener Facharzt 
in Zukunft von einem Krankenhaus 
beauftragt, eine vor- oder 

nachstationªre Behandlung zu er-
bringen, handelt es sich um eine 
Leistung, die vom Krankenhaus ver-
g¿tet werden muss. Sie wird zudem 

nicht mehr im Rahmen des Sicher-
stellungsauftrags erbracht. 

BekanntermaÇen ist ja die vorstatio-
nªre Behandlung auf lªngstens 3 Be-
handlungstage innerhalb von 5 Tagen 
vor beginnender stationªrer Behand-
lung begrenzt. Die nachstationªre 
Behandlung darf 7 Behandlungstage 
innerhalb von 14 Tagen, bei Organ-
¿bertragung nach Ä 9 Abs. 1 des 
Transplantationsgesetzes 3 Monate 
nach der Beendigung der stationªren 
Krankenhausbehandlung, nicht ¿ber-

schreiten. Die Frist von 14 Tagen, 2 
oder 3 Monaten kann mit medizini-
scher Begr¿ndung in Einzelfªllen im 
Einvernehmen  mit dem einweisen-
den Arzt verlªngert werden. Die Lan-
desverbªnde der Krankenkassen, die 
Ersatzkassen und der Landesaus-
schuss des Verbandes der privaten 
Krankenversicherungen gemeinsam 
werden mit der Landeskrankenhaus-
gesellschaft oder mit den Vereinigun-
gen der Krankenhaustrªger im Land 
gemeinsam und im Benehmen mit 
der Kassenªrztlichen Vereinigung die 
Verg¿tung der Leistungen mit Wir-
kung f¿r Vertragsªrzte nach Ä 18 
Abs. 2 des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes vereinbaren. Die Ver-
g¿tung soll pauschaliert werden und 
geeignet sein, eine Verminderung der 
stationªren Kosten herbeizuf¿hren. 
Der Spitzenverband Bund, der Kran-
kenkassen und die Deutsche Kran-
kenhausgesellschaft oder die Bun-

 
Dr. J¿rgen Braun 

Mitglied des Aufsichtsrates 
GGM e.G. 

P 7, 4 (Kurf¿rstenpassage) 
D - 68161 Mannheim 
Tel.: 0621/25422 

praxis@braunimquadrat.de 
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desverbªnde der Krankenhaustrªger 
gemeinsam geben im Benehmen mit 
der Kassenªrztlichen Bundesvereini-
gung Empfehlungen zur Verg¿tung 
ab. Diese gelten bis zum Inkrafttreten 
einer Vereinbarung nach Absatz 1. 
Kommt eine Vereinfachung ¿ber die 
Verg¿tung innerhalb von 3 Monaten 
nicht zustande, nachdem eine Ver-
tragspartei schriftlich zur Aufnahme 
der Verhandlung aufgefordert hat, 
setzt die Schiedsstelle nach Ä 18a 
Abs. 1 des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes auf Antrag einer Ver-
tragspartei oder der zustªndigen Lan-
desbehºrde die Verg¿tung fest. Eine 
der Kernforderungen der KBV mit Be-
zug auf die Versorgungsform nach Ä 
115a, Ä 115b und Ä 116 StGB V 
scheint damit erf¿llt und es liegt jetzt 

eine rechtliche Absicherung der Zu-
sammenarbeit bei vor- und nachstati-
onªrer Versorgung in dem Sinne vor, 
dass auch Vertragsªrzte entsprechen-
de Betreuung, entweder im Kranken-
haus oder aufgrund eines entspre-
chenden Auftrags des Krankenhauses 
auch in der eigenen Praxis, ausf¿hren 
kºnnen. Wenn man sich jetzt mal die 
M¿he macht und nach einem Entgelt-
katalog f¿r vor- und nachstationªre 
Behandlung gemªÇ Ä 115a StGB V 
sucht im  Internet, so sucht man diese 
f¿r UMM und das Universitªtsklinikum 
Heidelberg bzw. die anderen Kran-
kenhªuser der Kurpfalzregion noch 
vergebens. 

Die KV Baden-W¿rttemberg wartet 
auf das Ergebnis aus der  Bundes-

ebene, um es dann mit ihren Mitglie-
dern kommunizieren zu kºnnen. Es ist 
zu hoffen, dass es aufgrund der Vor-
gaben des Versorgungsstrukturgeset-
zes zu einer Klªrung der Situation bis 
Ende Mªrz kommen wird. 

Es wªre schºn, wenn der Slogan: 
ĂSektoren ¿berwinden ï aber nicht zu 
Lasten der niedergelassenen Ver-
tragsªrzte!ñ Wirklichkeit werden w¿r-
de. 

 

J¿rgen Braun 

 

(Als Beispiel sei hier die Verg¿tung 
am Universitªtsklinikum Aachen ab-
gebildet) 


